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1.1.

Wann liegt eine Sehbehinderung, wann 
eine hochgradige Sehbehinderung und 
wann Blindheit vor? 
Von einer Sehbehinderung spricht man, wenn die Sehschärfe kleiner als 0,3 
beträgt. Dieses bedeutet, dass ein Mensch auf seinem besser sehenden Auge 
selbst mit einer angepassten Sehhilfe, also mit einer Brille oder Kontaktlin­
sen, nicht mehr als 30 % im Vergleich zu einer normalsichtigen Person sehen 
kann.

Von einer hochgradigen Sehbehinderung spricht man, wenn die Sehschärfe 
kleiner als 0,05 ist. Dieses bedeutet, dass ein Mensch auf seinem besser sehen­
den Auge mit einer angepassten Sehhilfe wie einer Brille nicht mehr als 5 % 
im Vergleich zu einer Person mit normaler Sehkraft visuell erkennen kann.

Von Blindheit spricht man, wenn die Sehschärfe, kleiner als 0,02 beträgt. 
Dieses bedeutet, dass ein Mensch auf seinem besser sehenden Auge mit einer  
Sehhilfe nicht mehr als 2 % im Vergleich zu einer  normalsichtigen Person 
sehen kann.

Weitere Informationen:
• www.bsvsh.org
• www.auge-online.de

Allgemeine Informationen 
Blinde und sehbehinderte Menschen haben in Niedersachsen öffentliche 
Bildungseinrichtungen sowie wichtige Verbände und Vereine an ihrer Seite, 
die sich für deren Rechte und Bedürfnisse  einsetzen. Bei den Vereinen und 
Verbänden findet man nicht nur Augenpatienten, sondern auch eine viel­
fältige und hochqualifizierte Beratung und Betreuung. Dort ist man mit 
vielen Prozessen und auftretenden Problemen vertraut und kann auf einen 
breiten Erfahrungshorizont zurück greifen.

Folgende wichtige Ansprechpartner stehen zur Verfügung:
• Landesbildungszentrum für Blinde

www.lbzb.de
• Franz-Mersi-Schule

www.franz-mersi-schule.de
• Blinden- und Sehbehindertenverband Niedersachsen e. V.

www.blindenverband.org
• Eliseh

www.eliseh.eu
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Hilfsmittel und Leistungen
Um am Alltagsleben teilzunehmen, wird Ihr Kind möglicherweise verschie­
dene Hilfsmittel benötigen. Das kann eine besondere Beleuchtung für den 
Schreibtisch sein oder auch  vergrößernde oder elektronische Sehhilfen.

Wer ist der Leistungsträger von Hilfsmitteln – wer zahlt?
Je nachdem in welchem Lebensbereich das Hilfsmittel benötigt wird, 
 kommen unterschiedliche Leistungsträger in Betracht. Für die Bereiche des 
privaten Gebrauchs, der Schule, der Ausbildung, des Studiums und des Berufs 
sind unterschiedliche Träger oder Behörden zuständig. Im Folgenden ein 
Überblick:
• Die Krankenkasse ist Leistungsträger von Hilfsmitteln, wenn diese dem

unmittelbaren Ausgleich einer Behinderung dienen, zur Pflege oder für 
die Schule erforderlich sind. Hierbei ist eine Verordnung durch eine Ärztin 
oder einen Arzt notwendig.

• Das Sozialamt kann zuständig sein, wenn kein anderer Leistungsträger zur
Finanzierung verpflichtet ist. Die Unterstützung erfolgt häufig im Rahmen
der Eingliederungshilfe. Dabei können Leistungen im Vorschulalter, zum
Schulbesuch innerhalb und außerhalb der Schulpflicht, Leistungen für die
Ausbildung, das Studium, das Praktikum oder den Berufseinstieg über­
nommen werden. Die für den Schulbesuch von Kindern und Jugend lichen
benötigten Hilfsmittel sind auch im häuslichen Bereich (für Schulauf­
gaben) zu verwenden, so dass sie von den Kindern und Jugendlichen
in der Regel neben dem üblichen Schulmaterial mitgenommen werden
 müssen. Sofern ein Integrationshelfer benötigt wird, ist die Bewilligung
dieser Hilfe zum Schulbesuch nicht vom Einkommen abhängig.

• Hilfsmittelleistungen für den Beruf können vom Rentenversicherungs­
träger, von der Arbeitsagentur oder der ARGE getragen werden.

• Das Integrationsamt ist nachrangiger Leistungsträger, wenn Rentenver­
sicherungsträger, Arbeitsagentur oder ARGE nicht mehr zuständig sind
(ausschließlich im Arbeitsleben und nicht im Bildungsbereich)

• WICHTIG: Nach § 14 SGB IX muss sich ein Leistungsträger innerhalb von
zwei Wochen entscheiden, ob er zuständig ist oder den Antrag an den
ver muteten Leistungsträger weiterleiten. Dieser zweitangegangene
Leistungs träger muss dann handeln und die beantragte Versorgung
 sicherstellen!

Aufgrund der Komplexität dieses Bereiches finden Sie anschließend einige 
Links, die darauf detaillierter eingehen.

Weitere Informationen:
• www.incobs.de
• www.dbsv.org
• www.rehadat.de

Notizen

1.3.1.2. Rechtliches
Verschiedene Vereine bieten Rechtsberatung an. Diese Vereine haben bereits 
selbst in sogenannten Rechtsratgebern die niedersächsische Gesetzeslage 
zusammengefasst.  

Weitere Informationen:
• www.dvbs-online.de
• www.dbsv.org
• www.rbm-rechtsberatung.de

Weitere Informationen zu Rechtsratgebern: 
• www.dbsv.org
• www.bvkm.de



10  /  11

Frühkindliche Förderung 
Was ist frühkindliche Förderung?
Damit sich Ihr sehbehindertes Kind trotz einer Einschränkung gut entwickeln 
kann, bietet das Land Niedersachsen durch das Landesbildungszentrum für 
Blinde (LBZB) in Hannover Beratung und Förderung des Kindes im Eltern­
haus, im Kindergarten und im LBZB an. Diese Förderung erstreckt sich auf 
den Zeitraum von der Geburt bis zur Einschulung des Kindes und ist für 
blinde und hochgradig sehbehinderte Kinder bestimmt. 

Frühkindliche Förderung begleitet dabei die Entwicklung des Kindes mit 
Sehschädigung und möchte bewirken, dass Auffälligkeiten möglichst früh 
erkannt, gemildert oder gar behoben werden. Dadurch soll Ihrem Kind 
die Chance gegeben werden, ein selbstbestimmtes Leben zu führen, sich 
nach seinen Möglichkeiten zu entfalten und gleichberechtigt und aktiv am 
gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Um diese Ziele zu verwirklichen ist es 
wichtig, dass Ihr Kind möglichst früh gefördert wird.

Im Rahmen der frühkindlichen Förderung findet eine individuelle pädagogi­
sche Diagnostik des funktionellen Sehens statt. Darauf abgestimmt  können 
Sie als Eltern, aber auch das begleitende medizinische, pädagogische und 
therapeutische Umfeld beraten und begleitet werden. Zur Beratung  gehören 
z. B. Informationen über Fördermöglichkeiten, Gestaltung einer förder­
lichen Lernumgebung Ihres Kindes, Unterstützung bei der Auswahl von
Spiel materialien, vergrößernden Sehhilfen, Hilfsmitteln und Therapien. Zur
frühkindlichen Förderung gehört auch die Beratung bei den Übergängen in
den Kindergarten und zur Schule.

Wer übernimmt die Kosten?
 • Die Kosten für die frühkindliche Förderung von blinden und hochgradig

sehbehinderten Kindern durch das LBZB trägt das Land Niedersachsen.
 • Die Kosten für die frühkindliche, heilpädagogische Förderung von

 sehbehinderten Kindern übernehmen die Kommunen (Landkreis, kreis­
freie Stadt, Region Hannover).

Weitere Informationen:
• www.lbzb.de
• www.dvbs-online.de
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Krippe und Kindertagesstätte
Kinder mit Behinderung sollen gem. § 3 Abs. 6 des Gesetzes über Tages­
einrichtungen für Kinder (KiTaG) nach Möglichkeit in einer ortsnahen 
 Kindertagesstätte gemeinsam mit Kindern ohne Behinderung in einer 
 Gruppe betreut werden. Niedersachsen hat sich entschieden, keine Sonder­
krippen zu schaffen bzw. zu finanzieren. Vielmehr werden alle Kinder in 
inklusiven Krippen betreut. 

Anträge von Eltern und anderen Personensorgeberechtigten, die für ihr 
Kind die integrative Betreuung in einer Krippe oder einer Kleinen Kinder­
tagesstätte wünschen, sind bei dem für den Wohnort des Kindes zuständigen 
Sozialamt zu stellen. Ob in einer konkreten Einrichtung ein entsprechender 
Platz zur Verfügung steht, ist direkt mit der Leitung oder dem Träger der 
Einrichtung zu klären.

Für Kinder mit einer Behinderung im Alter ab drei Jahren gibt es in 
 Niedersachsen eine Vielzahl von integrativen Kindergartengruppen, in 
 welchen Kinder mit und ohne Behinderung gemeinsam betreut und 
 ge fördert werden. Als weiteres Angebot stehen Plätze in Sonderkinder­
gärten für Kinder mit Behinderung zur Verfügung. 

Über die vorhandenen Angebote in Wohnortnähe und die aufgrund 
des  Förderbedarfs des Kindes mögliche Förderung können Eltern sich im 
 Sozialamt beraten lassen.

3
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Schule
Das Bundesland Niedersachsen ist verpflichtet, das Recht auf Bildung für 
 jedes Kind sicherzustellen. Zum Schuljahresbeginn 2013/14 wurde die 
 inklusive Schule verbindlich eingeführt, wodurch allen Schülerinnen und 
Schülern ein gleichberechtigter und barrierefreier Zugang zu den nieder­
sächsischen  Schulen gewährleistet wird. Im Zuge der UN­Behindertenrechts­
konvention erhalten Eltern von Schülerinnen und Schülern mit einer Behin­
derung das Wahlrecht, ihr Kind auf eine allgemeinbildende Schule oder eine 
Förderschule mit dem Schwerpunkt Sehen zu schicken. Um die Entscheidung 
über den Schulbesuch zu erleichtern, erhalten Eltern eine umfassende 
 Beratung durch Lehrkräfte des LBZB sowie durch Lehrkräfte, die im Überprü­
fungsverfahren zur Feststellung des Unterstützungsbedarfes eingesetzt sind.  
Aber auch  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der frühkindlichen Förderung 
und des sozialen Dienstes stehen den Eltern beratend zu Seite. Ihr Kind kann 
also auf alle Förderschulen und allgemeinbildenden Schulformen gehen.

Was bedeutet Inklusion?
„Inklusion bedeutet eine umfassende und uneingeschränkte Teilhabe jedes 
Einzelnen am gesellschaftlichen Leben. Ziel ist die aktive Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen in der Gesellschaft, indem ein barrierefreies 
Umfeld geschaffen wird. Das schließt ausdrücklich das Recht auf Bildung 
ein. Der Begriff der Inklusion löst den Begriff der Integration ab. Damit soll 
zum Ausdruck gebracht werden, dass im Vordergrund die Anpassung der 
Schule an das Kind steht – nicht umgekehrt.“ (vgl. Niedersächsisches Kultus­
ministerium: http://nibis.ni.schule.de)

Weitere Informationen:
 • www.lbzb.de
 • www.mk.niedersachsen.de

Was ist der Mobile Dienst?
Damit die engmaschige Betreuung Ihres Kindes nicht mit der Einschulung 
endet und Ihr Kind weiter gefördert wird, gibt es neben den schulischen 
 Angeboten im LBZB und der Franz­ Mersi­Schule in Hannover den Mobilen 
Dienst Sehen. 

So sieht das Niedersächsische Schulgesetz in § 4 (Inklusive Schule) vor, dass 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf 
an allgemeinbildenden Schulen unterrichtet und erzogen werden sollen. 
 Entscheidend ist der Elternwille. 

Der Mobile Dienst Sehen wurde für Schülerinnen und Schüler eingerichtet, 
bei denen ein Unterstützungsbedarf mit dem Schwerpunkt Sehen besteht. 
Dabei soll sichergestellt werden, dass Ihr schulpflichtiges Kind die erfor­
derliche Hilfe erhält und somit befähigt wird, eine wohnortnahe Schule zu 
besuchen. Förderung und Unterstützung durch den Mobilen Dienst erfolgen 
durch Förderschullehrkräfte in der besuchten Schule. 

Mobile Dienste dienen dabei als Hilfe und Vervollständigung des Unter­
richts der allgemeinbildenden Schule, um dort  den sonderpädagogischen 
Unterstützungsbedarf abzudecken und bei der Lösung von Problemen 
 beizustehen.
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Welche Aufgaben übernimmt der Mobile Dienst?
1. Der Mobile Dienst berät und unterstützt Schülerinnen und Schüler

in den Bereichen:
 • Abstimmung auf individuelle Bedürfnisse
 • Training im Gebrauch von Hilfsmitteln
 • Einzelförderung (Punktschrift, lebenspraktische Fähigkeiten etc.)
 • Aufbereitung des Unterrichtsmaterials
 • Vorbereitung auf Klassenausflüge

2. Der Mobile Dienst berät und unterstützt Lehrkräfte in den Gebieten:
 • Erläuterung der Diagnose
 • Hilfestellung bei der Gestaltung von Arbeitsblättern und der

 Arbeitsumgebung
 • Didaktische und methodische Hinweise zur Unterrichtsgestaltung

3. Bei der Ausstattung des Arbeitplatzes hilft der Mobile Dienst bei:
 • Anschaffung und Beantragung von Hilfsmitteln
 • Begleitung der Hilfsmittelerprobung zu Hause und Training
 • Hilfsmittelvorführung

4. Der Mobile Dienst berät und unterstützt die Eltern in den Bereichen:
 • Informationen über außerschulische Förderungen und Therapieformen
 • Akzeptanz und Umgang mit der Sehschädigung
 • Beratung über Förderort (allgemeinbildende Schule oder Förderschule)
 • Information über rechtliche Hintergründe
 • Unterstützung bei Behördengängen (Beantragung eines Behinderten­

ausweises)

5. Beratung und Unterstützung der Eltern, der betroffenen Schülerinnen
und Schüler, der Schulen, Schulträger, Kostenträger für schulische
Maßnahmen:
 • Beratung bei der Ausstattung des  Arbeitsplatzes und Auswahl der

 Hilfsmittel
 • Beratung bei der Anpassung und Beschaffung von Lehr­ und Lernmit­

teln
 • Unterricht in sehgeschädigten­spezifischer Basiskompetenzen (z. B:

Arbeitstechniken, Umgang mit dem PC)
 • Beratung und Unterstützung in Bezug auf die Unterrichsgestaltung
 • Information der Mitschülerinnen und Mitschüler über die Sehschädi­

gung und ihre Auswirkungen
 • Durchführung von Schülerkursen, Elterntreffen, Lehrerfortbildungen

Wer übernimmt die Kosten?
Die Kosten für den Mobilen Dienst trägt das Land Niedersachsen.

Weitere Informationen:
 • www.landesschulbehoerde-niedersachsen.de
 • www.md-bs.de
 • www.isar-projekt.de
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Berufsberatung und Ausbildung
Wo kann ich mich beraten lassen?
Wer nach dem Schulabschluss gerne eine Ausbildung oder ein Studium 
beginnen möchte, sollte sich bereits früh beraten lassen und Informationen 
sammeln. Hierfür bietet das LBZB im Rahmen der Beruflichen Orientierung 
umfassende Beratungsangebote an.  Individuelle Beratungstermine, in 
denen speziell auf die jeweiligen Bedürfnisse eingegangen wird und gezielt 
 Informationen gegeben werden, bietet die Agentur für Arbeit an.

Welche Informationen kann ich bei der Arbeitsagentur erhalten?
 • Über Berufsvorbereitung, um Zugang zum Ausbildungs­ und Arbeits­

markt zu gewährleisten. Auch können an speziellen Ausbildungsstätten 
Maßnahmen zur Berufswahlfindung und Arbeitserprobung organisiert 
werden, die die Agentur für Arbeit finanziert

 • Informationen über Aus­ und Weiterbildungsmöglichkeiten
 • Beratung über die zur Verfügung stehenden finanziellen Hilfen, wie 

 Ausbildungsgeld, Übergangsgeld oder BAföG

Weitere Informationen:
 • www.arbeitsagentur.de
 • www.abi.de

Es gibt eine Vielzahl an Ausbildungsgängen, die auf die Bedürfnisse von 
 sehbehinderten und blinden Menschen abgestimmt sind. Dazu gibt es im 
LBZB im Rahmen der Beruflichen Bildung/Ausbildung sowohl schulische 
als auch durch die Agentur für Arbeit finanzierte Maßnahmen, die auf die 
Bedürfnisse der sehbehinderten Schülerinnen und Schüler, Auszubildenden 
sowie Umschülerinnen und Umschüler zugeschnitten sind. 

Beratungstermine werden sowohl in den Klassen der Sekundarstufe I als 
auch II angeboten. Weitere Informationen über diese Ausbildungsgänge 
erhalten Sie über die nachfolgenden Links.

Weitere Informationen über diese Ausbildungsgänge erhalten Sie über die 
nachfolgenden Links:
 • www.lbzb.de
 • www.ihre-einstellung.de
 • www.blista.de
 • www.h-blin.hamburg.de
 • www.bfw-badpyrmont.de

5
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Studium
Was muss mein Kind beachten, wenn es studieren möchte?
Natürlich haben sehbehinderte und blinde Jugendliche die Möglichkeit zu 
studieren. Hierzu wurde die Zulassung durch Härte­ und Nachteilsausgleichs­
regelungen für angehende Studierende mit Behinderungen vereinfacht.
Nach dem Entschluss zu einem Studium sollte man sich bereits vor der 
Bewerbung und Einschreibung über die Bedingungen des gewünschten 
Studiengangs und über die Hochschule informieren. Auskünfte können bei 
der „Informations­ und Beratungsstelle Studium und Behinderung“ des 
Deutschen Studentenwerkes und bei Beraterinnen und Beratern der jewei­
ligen Hochschule eingeholt werden. Zusätzlich sollten mit den Dozentinnen 
und Dozenten zu Beginn die Prüfungsmöglichkeiten besprochen werden, 
beispielsweise, ob anstatt einer schriftlichen eine mündliche Prüfung absol­
viert werden kann. 

Im Rahmen der Eingliederungshilfe kann bei entsprechendem Bedarf eine 
persönliche Assistenz in Anspruch genommen werden. Dies kann z. B. eine 
Kommilitonin oder ein Kommilitone sein, die oder der Vorlesungen begleitet 
oder Texte  vorliest, die nicht digitalisiert sind. 

Weitere Informationen:
 • www.barrierefreie-uni.asta-hannover.de
 • www.fernuni-hagen.de
 • www.studium-ratgeber.de
 • www.studentenwerke.de
 • www.dvbs-online.de
 • www.szs.uni-karlsruhe.de

6
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Verschiedenes

Schulung für lebenspraktische Fähigkeiten
Sehbehinderte und blinde Kinder und Erwachsene benötigen  Unterstützung 
bei der alltäglichen Lebensführung. Daher gibt es eine  Schulung der 
 lebenspraktischen Fähigkeiten, damit Betroffene er lernen, ihren Alltag ohne 
zusätzliche Hilfe selbstständig zu bewältigen.

In dieser Schulung erlernen sehbehinderte und blinde Menschen bestimm­
te Techniken, Methoden und Strategien, da sie nicht im gleichen Maß wie 
normalsichtige Menschen auf die Auge­Hand­Koordination zurückgreifen 
können. 

Welche Aufgabenbereiche werden von dieser Schulung abgedeckt?
 • Sie werden individuell auf die Bedürfnisse der oder des Betroffenen

 zugeschnitten
 • Im Haushalt werden verschiedene Schulungsinhalte eingeübt, wie:

 • Körperpflege und Hygiene
 • Techniken der Nahrungsaufnahme
 • Hauswirtschaftliche Versorgung
 • Nähen, häusliche Reparaturen

 • Bezüglich der Kommunikationshilfen wird Folgendes eingeübt:
 • Erlernen und Schreiben der eigenen Unterschrift
 • Schreiben und Lesen der Blindenschrift
 • Umgang mit elektronischen, computerbezogenen Hilfsmitteln
 • Umgang mit Geld, Bedienung des Telefons

Wie lange dauert eine Schulung in lebenspraktischen Fähigkeiten und 
 welchen Umfang nimmt diese an?
Das Üben der lebenspraktischen Fähigkeiten findet im Einzelunterricht statt. 
Die Dauer und der Umfang eines solchen Trainings werden insbesondere auf 
die Bedürfnisse, Wünsche, das Tempo und Fähigkeiten der sehbehinderten 
oder blinden Person abgestimmt. Dadurch variieren die Inhalte, die Dauer 
und die Gestaltung. 

Wer übernimmt die Kosten?
In der Regel zahlen die Krankenkassen die lebenspraktische Schulung, 
 nachrangig ist das Sozialamt für die Kostenübernahme zuständig.

Weitere Informationen:
 • www.blindenverband.org
 • www.dbsv.org
 • www.rehalehrer.de

7
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Schulung für Orientierung und Mobilität
Was versteht man unter der Schulung für Orientierung und Mobilität?
Sehbehinderte und blinde Menschen sind nicht nur in ihrer alltäglichen 
Lebensführung im Haushalt eingeschränkt, sondern auch in der Orientierung 
und Fortbewegung in der eigenen Wohnung sowie in fremden Räumen und 
im Außenbereich. 

Welche Ziele verfolgt die Schulung für Orientierung und Mobilität?
 • Techniken zum Gehen mit einer Begleitperson
 • Einsatz des weißen Langstocks als Verkehrsschutzzeichen und Orientie­

rungshilfe. Dabei werden Langstocktechniken vermittelt, beispielsweise 
das rhythmisches Pendeln und das Anzeigen von Hindernissen und Gefah­
ren, wie z. B. Bordsteine oder Treppen

 • Vermittlung von bestimmten Verhaltensweisen und  Bewegungsabläufen, 
um sich ohne Langstock in unbekannten Räumen oder Gebäuden orientie­
ren zu können

 • Orientierungs­ und Mobilitätsschulung in verschiedenen Umwelt­
situationen. Dabei sollen intensive Sinnesschulungen, besonders des 
Gehörs und des Tastsinns vorgenommen werden. Dazu gehören z. B.: 
Umweltinformationen ohne Sehsinn wahrnehmen, interpretieren und 
richtige Verhaltensweisen ableiten  können, Verkehrsabläufe kennen und 
beurteilen können

 • Umgang mit Sehhilfen wie (elektronischen) Lupen, Blendschutz­  bzw. 
Kantenfilterbrillen und Monokularen (kleine Fernrohre) bei einem 
 vorhandenen Sehrest 

 • Aufbau einer geistigen Landkarte und Planarbeit mit tastbarem Material 
(z. B. Magnetbrett, Folien), um einen eigenen Plan erstellen zu können. 
Verwendung von tastbaren Plänen und Karten zur Veranschaulichung 
größerer Zusammenhänge

 • Einsatz elektronischer Orientierungshilfen bei Bedarf (Ultraschall für 
 Hindernisse von oben, Navigationsgeräte für Wege ins Unbekannte, Dik­
tiergeräte, auf die Wegbeschreibungen aufgesprochen werden können)

Wer übernimmt die Kosten?
 • Gemäß § 33 Abs. 1 Satz 2 SGB V werden die Kosten dieser Schulung als 

Einweisung in den Gebrauch des Hilfsmittels „Blindenstock“ von der Kran­
kenkasse übernommen. Dabei ist eine augenärztliche Verordnung des 
Langstocks und der Schulung für Orientierung und Mobilität erforderlich

 • Zusätzlich kann als Kostenträger nach SGB XII die Sozialhilfe in Frage 
kommen

 • Die Agentur für Arbeit kann die Kosten übernehmen, wenn eine weitere 
Schulung für den Arbeitsweg unerlässlich ist

 • Falls die Erblindung oder Sehbehinderung durch einen Arbeitsunfall 
verursacht wurde, ist die Berufsgenossenschaft für die Kostenübernahme 
zuständig

 • Wenn die Krankenkasse keinen weiteren Unterricht finanziert, kann in 
Einzelfällen (z. B. nach einem Umzug) auch über das Integrationsamt die 
Kostenübernahme einer Nachschulung beantragt werden.

Weitere Informationen:
 • www.blindenverband.org
 • www.dbsv.org
 • www.blindenlangstock.de
 • www.rehalehrer.de
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7.2. 7.3.

7.4.

Nachteilsausgleiche
Je nach Art und Ausprägung der Beeinträchtigungen besteht die 
 Möglichkeit, bestimmte Nachteilsausgleiche in Anspruch zu nehmen.  Weitere 
 Informationen dazu erteilt das Niedersächsische Landesamt für Soziales, 
Jugend und Familie.
 
Ob bzw. welche Voraussetzungen vorliegen, wird auf Antrag im Rahmen 
eines Feststellungsverfahrens gem. § 69 SGB IX – Schwerbehinderten  recht 
– durch das Niedersächsische Landesamt für Soziales, Jugend und Familie 
überprüft. Online kann der Antrag unter www.soziales.niedersachsen.de 
bestellt werden.

Spezielle Hilfe für blinde Menschen 

7.4.1. Das Landesblindengeld

Was ist das Landesblindengeld?
Eine weitere Hilfe und Unterstützung stellt das Landesblindengeld dar. Das
Landesblindengeld erhalten blinde Menschen, um den Mehraufwand 
 auszugleichen, den sie durch ihre Behinderung haben. Es ist eine  Leistung 
des Landes Niedersachsen und wird auf Antrag durch die zuständige 
 Kommune gewährt.

Welche Voraussetzungen gibt es für den Erhalt?
Voraussetzung für den Erhalt des Landesblindengeldes ist:
 • das Merkzeichen BI im Schwerbehindertenausweis 
 • der sogenannte gewöhnliche Aufenthalt in Niedersachsen bzw. 

A ufenthalt in einer stationären Einrichtung innerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland, wenn vor Aufnahme der Wohnort im Land Niedersachsen 
gelegen hat

In welcher Höhe wird Landesblindengeld gewährt?
 • bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres: 320 Euro monatlich
 • nach Vollendung des 25. Lebensjahres: 300 Euro monatlich
 • bei Aufenthalt in stationären Einrichtungen: 100 Euro monatlich

Auf das Landesblindengeld werden Leistungen nach anderen Rechtsvor­
schriften angerechnet.
Bei häuslicher Pflege erfolgt eine Anrechnung

 • bei Pflegestufe I:
 • bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres mit 130 Euro 
 • nach Vollendung des 25. Lebensjahres mit 135 Euro 

 • bei Pflegestufe II oder III:
 • bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres mit 170 Euro 
 • nach der Vollendung des 25. Lebensjahres mit 165 Euro.

Weitere Informationen:
 • www.soziales.niedersachsen.de



7.4.2. Der Landesblindenfonds

Was ist der Landesblindenfonds?
Der Landesblindenfonds wurde zur Ergänzung der Leistungen des Landes­
blindengeldes geschaffen. Er soll blinde Menschen in außergewöhnlichen 
Lebenssituationen finanziell unterstützten, damit sie so lange wie möglich 
selbständig und eigenverantwortlich leben können. 

Welche Voraussetzungen gibt es für die Gewährung von Leistungen?
 • das Merkzeichen BI im Schwerbehindertenausweis
 • der sogenannte gewöhnliche Aufenthalt in Niedersachsen
 • kein Aufenthalt in einer vollstationären Einrichtung

Wann liegt eine außergewöhnliche Lebenssituation vor?
Eine außergewöhnliche Lebenssituation liegt vor, wenn die Antragsstellerin 
oder der Antragsteller:
 • in den letzten vier Jahren vor Antragseingang erblindet
 • allein lebt, weil sie oder er in den letzten achtzehn Monaten vor Antrags­

eingang die Unterstützung durch einen sehenden Angehörigen oder
Lebenspartner verloren hat, beispielsweise durch Auszug oder Tod

 • erstmalig eine Ausbildung, ein Studium oder eine Arbeitstätigkeit
 aufnimmt oder berufsbedingt den Wohnort wechselt

 • ein oder mehrere Kinder unter sechzehn Jahren in häuslicher Gemein­
schaft betreut

 • an einer Selbsthilfemaßnahme teilnimmt, wie das Erlernen der Braille­
Schrift, Mobilitätstraining und die Einweisung in blindenspezifische
Hilfsmittel, die nicht durch Dritte, insbesondere Sozialversicherungsträger,
finanziert wird

 • taubblind ist

Finanzierung
An Leistungen werden bei Neuerblindung, Verlust des sehenden Lebens­
partners, erstmaliger Ausbildung, erstmaligem Studium, erstmaliger Werk­
stattbeschäftigung, erstmaliger Arbeitstätigkeit und berufsbedingtem 
 Wohnortwechsel einmalig 1.000 Euro gewährt. 
Bei Kinderbetreuung werden jährlich 1.000 Euro gezahlt. 
Für Selbsthilfemaßnahmen werden nach Art der Maßnahme und Dauer 
 unterschiedlich hohe  Beträge berücksichtigt.
Taubblinde erhalten zusätzlich 2.500 Euro pro Jahr.

Weitere Informationen:
 • www.soziales.niedersachsen.de

Weitere Informationen zu Ansprechpartnern:
 • www.blindenverband.org
 • www.dbsv.de
 • www.lbzb.de
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